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Antrag 

der Fraktion der FDP 


Der Bundestag wolle beschließen; 


Entwurf eines Gesetzes 

über die Beweissicherung des Besitzstandes in der sowjetischen 
Besatzungszone und in dem sowjetischen Sektor von Berlin 
(Wirtschaftliches Beweissicherungsgesetz) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


ERSTER ABSCHNITT 

Beweissicherung der Vermögensverluste 
und Antragsberechtigung 

§ 1 

Gegenstand der Beweissicherung 

Nach den Vorschriften dieses Gesetzes werden 
auf Antrag Besitzstandsveränderungen in der so- 
wjetischen Besatzungszone Deutschlands oder dem 
sowjetischen Sektor von Berlin (Schadensgebiet) 
und die hierdurch entstandenen Schäden festgestellt. 

§ 2 

Rechtsansprüche 

Die Beweissicherung von Besitzstandsverände- 
rungsschäden nach diesem Gesetz begründet keinen 
Anspruch auf Berücksichtigung im Lastenausgleich; 
eine amtliche Wertbestimmung oder Schadensbe- 
rechnung findet nicht statt. 

§ 3 

Besitzstandsveränderungsschaden 

(1) Eine Besitzstandsveränderung im Sinne die- 
ses Gesetzes ist eine Enteignung, eine in ihren 
Wirkungen einer Enteignung gleichkommende Be- 
schlagnahme oder ähnliche Maßnahme oder eine 
unter Zwang vorgenommene Vermögensübertra- 


gung, die im Schadensgebiet durch Maßnahmen der 
Besatzungsmacht, der deutschen Behörden oder an- 
derer Stellen auf Grund der besonderen politischen 
Verhältnisse im Schadensgebiet nach dem 8. Mai 
1945 ohne wertangemessene Gegenleistung verur- 
sacht worden ist. 

(2) Ein Besitzstandsveränderungsschaden im Sinne 
dieses Gesetzes ist ein Schaden, der durch eine 
Besitzstandsveränderung im Sinne des Absatzes 1 
verursacht worden ist 

1. an Wtrtschaftsgütern, die zum land- und 
forstwirtschaftlichen Vermögen, zum Grund- 
vermögen oder zum Betriebsvermögen im 
Sinne des Bewertungsgesetzes gehören, 

2. an folgenden Wirtschaftsgütern, soweit sie 
nicht unter Nummer 1 fallen: 

a) An Gegenständen, die für die Berufs- 
ausübung oder für die wissenschaftliche 
Forschung erforderlich sind, 

b) an Hausrat, 

c) an Spareinlagen in Reichsmark, in Deut- 
schen Mark oder in Deutschen Märk-Ost, 

d) an anderen privatrechtlichen geldwerten 
Ansprüchen als Spareinlagen in Reichs- 
mark, in Deutschen Mark oder in Deut- 
schen Mark-Ost, 

e) an Anteilen an Kapitalgesellschaften so- 
wie an Geschäftsguthaben bei Erwerbs- 
und Wirtschaftsgenossenschaften, 

f) an Kunstgegenständen und Sammlungen 
einschließlich Sachen aus edlem Metall 
und Schmuckgegenständen. 
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(3) Ein Schaden nach Absatz 2 ist nur dann ein 
Besitzstandsveränderungsschaden, wenn im Zeit- 
punkt der Schädigung 

1. in den Fällen des Absatzes 2 Nr. 1 und 2 
Buchstaben a und b das Wirtschaftsgut im 
Schadensgebiet belegen war, 

2. in den Fällen des Absatzes 2 Nr. 2 Buch- 
staben c und d der Schuldner den Wohnsitz 
oder den Sitz im Schadensgebiet hatte oder 
der Anspruch dinglich durch Eintragung im 
Grundbuch eines im Schadensgebiet gelege- 
nen Grundstücks oder Erbbaurechts gesichert 
war, 

3. in den Fällen des Absatzes 2 Nr. 2 Buch- 
stabe e die Gesellschaft oder die Genossen- 
schaft den Sitz im Schadensgebiet hatte, 

4. bei einer Besitzstandsveränderung an einem 
Schiff oder an einem Recht an einem Schiff 
das Schiff in einem Schiffsregister des Scha- 
densgebietes eingetragen war. 

§ 4 

Besitzstandsschädigungen an Beteiligungs- 
verhältnissen 

(1) Waren an einem Wirtschaftsgut im Sinne des 
§ 3 Abs. 2 im Zeitpunkt der Besitzstandsverände- 
rung mehrere Personen beteiligt, so bestimmt sich 
der Schaden eines Beteiligten nach seinem Anteil 
an dem Wirtschaftsgut im Zeitpunkt der Besitz- 
standsveränderung. 

(2) Ist ein Schaden am Vermögen einer offenen 
Handelsgesellschaft, einer Kommanditgesellschaft 
oder einer ähnlichen Gesellschaft, bei der die Ge- 
sellschafter als Unternehmer (Mitunternehmer) an- 
zusehen sind, entstanden, so bestimmt sich der 
Schaden eines Gesellschafters nach dem Verhältnis 
seines Anteils am Vermögen der Gesellschaft im 
Zeitpunkt der Besitzstandsveränderung. 

§ 5 

Von der Beweissicherung ausgeschlossene 
Besitzstandsveränderungsschäden 

Von der Beweissicherung sind ausgeschlossen 

1. Nutzungsschäden, 

2. Verluste an Gegenständen und Rechten, die 
nicht in § 3 genannt sind, 

3. Verluste von barem Geld, 

4. Verluste an Gegenständen aus edlem Metall, 
Schmuckgegenständen oder sonstigen Luxus- 
gegenständen, die nicht Kunstgegenstände sind 
oder zu Sammlungen gehören, 

5. Verluste an Hausrat, wenn nicht mehr als 
50 vom Hundert des Hausrats, berechnet nach 
den gemeinen Werten, verlorengegangen ist, 

6. Verluste mit Ausnahme von Verlusten an 
Hausrat, deren Gesamtwert den Betrag von 
50 Mark in der im Zeitpunkt der Besitzstands- 


veränderung im Schadensgebiet geltenden Wäh- 
rung nicht übersteigt. 

§ 6 

Antragsberechtigung 

(1) Beweissicherung des Besitzstandes und des Be- 
sitzstandsveränderungsschadens können der unmit- 
telbar Geschädigte oder jeder seiner Rechtsnach- 
folger beantragen, wenn sie ihren Wohnsitz oder 
Sitz nicht im Schadensgebiet haben. 

(2) Befindet sich der Antragsteller in Kriegsge- 
fangenschaft oder ist er außerhalb des Geltungsbe- 
reichs des Grundgesetzes oder von Berlin (West) 
interniert oder in einem Zwangsverhältnis festge- 
halten oder ist er verschollen, sind folgende Ange- 
hörige berechtigt, unter den Voraussetzungen des 
Absatzes 1 die Beweissicherung für ihn zu bean- 
tragen: 

1. Der Ehegatte, 

2. wenn ein Ehegatte nicht vorhanden ist, jeder 
Abkömmling, 

2. wenn weder ein Ehegatte noch Abkömmling 
vorhanden sind, jeder Eltern teil. 

§ 7 

Umfang der Beweissicherung 

Die Beweissicherung erstreckt sich auf das Ent- 
stehen, die Art und den Umfang des Schadens. Die 
Angabe der Schadenswerte ist zulässig. 


ZWEITER ABSCHNITT 
Verfahren 

§ 8 

Zuständigkeit 

Für die Zuständigkeit der Behörden gelten die 
Vorschriften der §§ 23 bis 26 des Feststellungsgeset- 
zes in der Fassung vom 14. August 1952 (Bundes- 
gesetzbl. 1. S. 535) entsprechend. 

§ 9 

Form und Inhalt des Antrages 

(1) Der Antrag auf Beweissicherung ist auf amt- 
lichem Formblatt zu stellen. Auf die Bestimmung 
des § 2 ist in dem Formblatt hinzuweisen. 

(2) In dem Antrag sind die dem Antragsteller 
zur Verfügung stehenden Beweismittel oder die 
Mittel zur Glaubhaftmachung anzugeben. 

§ 10 

öffentliche Bekanntmachung und Ausschlußfrist 

(1) Die Bundesregierung fordert durch öfftenlicho 
Bekanntmachung, die im Benehmen mit dem Bun- 
desrat ergeht, zur Einreichung der Anträge auf Be- 
weissicherung auf. 

(2) Durch Rechtsverordnung können Ausschluß- 
fristen gesetzt werden. 
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§ 11 

Antragstellung und Verfahren 

(1) Die Anträge sind an das für den ständigen 
Aufenthalt des Antragstellers zuständige Feststel- 
lungsamt zu richten. Hat der Antragsteller keinen 
ständigen Aufenthalt im Geltungsbereich des 
Grundgesetzes oder in Berlin (West), so ist das 
Feststellungsamt Berlin-Charlottenburg zuständig. 

(2) Im übrigen gelten die Bestimmungen der §§ 
29 bis 39 des Feststellungsgesetzes sinngemäß. 


DRITTER ABSCHNITT 

Schluß Vorschriften 

§ 12 

V erwaltungskosten 

Für die Kosten der Durchführung dieses Gesetzes 
gilt § 351 des Lastenausgleichsgesetzes entspre- 
chend. 

§ 13 

Ausschließung von der Beweissicherung 

(1) Von der Beweissicherung ist unbeschadet 
einer strafrechtlichen oder steuerstrafrechtlichen 
Verfolgung ausgeschlossen, wer in eigener oder 
fremder Sache 

1. wissentlich oder grob fahrlässig falsche An- 
gaben über die Entstehung oder den Um- 
fang des Schadens gemacht, veranlaßt oder 
zugelassen oder zum Zweck der Täuschung 
sonstige für die Entscheidung erhebliche 
Tatsachen verschwiegen, entstellt oder vor- 
gespiegelt hat, 

2. Zeugen, Sachverständigen oder Personen, 
die mit der Schadenssache befaßt sind, Ge- 
schenke oder andere Vorteile angeboten, 
versprochen oder gewährt oder ihnen Nach- 
teile angedroht oder zugefügt hat, um sie 
im Verfahren zu einer falschen Aussage, 
einem falschen Gutachten oder einer Hand- 
lung, die eine Verletzung der Dienst- oder 
Amtspflicht enthält, zu bestimmen. 


(2) über die Feststellung der Ausschließung ent- 
scheidet auf Antrag des Leiters des Feststellungs- 
amtes der Leiter des Landesausgleichsamtes nach 
Anhörung des Beschwerdeausschusses; die Feststel- 
lung der Ausschließung ist zu begründen. Die Ent- 
scheidung über die Feststellung der Ausschließung 
kann vom Geschädigten und vom Vertreter der In- 
teressen des Ausgleichsfonds nach §§ 338 ff. des 
Lastenausgleichsgesetzes angefochten werden. 

(3) Besteht in einem Verfahren hinreichender 
Verdacht, daß die Voraussetzungen für eine Aus- 
schließung des Antragstellers nach Absatz 1 vor- 
liegen, so kann das Verfahren vom Leiter des Fest- 
stellungsamtes ausgesetzt werden, bis über den An- 
trag nach Absatz 2 entschieden ist; das Verfahren 
ist auszusetzen, wenn der Vertreter der Interessen 
des Ausgleichsfonds dies beantragt. 

(4) Die Feststellung nach Absatz 2 kann auf An- 
trag des Vertreters der Interessen des Ausgleichs- 
fonds auch nach durchgeführter Beweissicherung er- 
folgen; die Vorschriften des Vierten Buches der 
Zivilprozeßordnung über die Wiederaufnahme des 
Verfahrens finden sinngemäße Anwendung. 

§ 14 

Ermächtigung zum Erlaß von Rechtsverordnungen 

Die Bundesregierung wird ermächtigt, mit Zu- 
stimmung des Bundesrates die in § 10 Abs. 2 vor- 
gesehene Rechtsverordnung zu erlassen. 

j § 15 

I Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Lande Berlin. 
Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes 
erlassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 
des Dritten Überleitungsgesetzes. 

§ 16 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
j düng in Kraft. 


Bonn, den 11. Juni 1958 

Dr. Mende und Fraktion 
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